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9970 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Verfassung und Föderalismus 

über den Beschluss des Nationalrates vom 16. Mai 2018 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Entwicklungszusammenarbeitsgesetz, das Bundesgesetz über den 
Auslandsösterreicher-Fonds, das Rotkreuzgesetz, das Integrationsgesetz, das 
Anerkennungs- und Bewertungsgesetz, das Bankwesengesetz, das Börsegesetz 2018, das 
Devisengesetz 2004, das E-Geldgesetz 2010, das Einlagensicherungs- und 
Anlegerentschädigungsgesetz, das Finanzkonglomerategesetz, das Finanzmarkt-
Geldwäschegesetz, das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Nationalbankgesetz 
1984, das Rechnungslegungs-Kontrollgesetz, das Sanierungs- und Abwicklungsgesetz, das 
Sanktionengesetz 2010, das Versicherungsaufsichtsgesetz 2016, das 
Wertpapieraufsichtsgesetz 2018, das Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz, das 
Zahlungsdienstegesetz 2018, das Bundeshaushaltsgesetz 2013, das 
Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das 
Hebammengesetz, das Kardiotechnikergesetz, das MTD-Gesetz, das Medizinische 
Assistenzberufe-Gesetz, das Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Zahnärztegesetz, das Zahnärztekammergesetz, das 
Gesundheitsberuferegister-Gesetz, das IVF-Fonds-Gesetz, das 
Fortpflanzungsmedizingesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über die 
Durchführung von ästhetischen Behandlungen und Operationen, das 
Musiktherapiegesetz, das Psychologengesetz 2013, das Psychotherapiegesetz, das EWR-
Psychologengesetz, das EWR-Psychotherapiegesetz, das Arzneimittelgesetz, das 
Blutsicherheitsgesetz 1999, das Gewebesicherheitsgesetz, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das Epidemiegesetz 
1950, das Organtransplantationsgesetz, das Apothekengesetz, das 
Apothekerkammergesetz 2001, das Gehaltskassengesetz 2002, das Tierärztegesetz, das 
Tierärztekammergesetz, das Tierseuchengesetz, das Tiergesundheitsgesetz, das 
Tierarzneimittelkontrollgesetz, das Tiermaterialiengesetz, das Gesundheits- und 
Ernährungssicherheitsgesetz, das Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz, 
das Tierschutzgesetz, das Tiertransportgesetz 2007, das Bundesgesetz zur Durchführung 
unmittelbar anwendbarer unionsrechtlicher Bestimmungen auf dem Gebiet des 
Tierschutzes, das Bundesgesetz über die Gesundheit Österreich GmbH, das Bundesgesetz 
über die Dokumentation im Gesundheitswesen, das Suchtmittelgesetz, das Neue-
Psychoaktive-Substanzen-Gesetz, das Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw. 
Nichtraucherschutzgesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Gentechnikgesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken und Unfallversicherungsgesetz, 
das Notarversicherungsgesetz 1972, das Bundes-Sportförderungsgesetz 2017, das Anti-
Doping-Bundesgesetz 2007, das Bundesgesetz über die Neuorganisation der 
Bundessporteinrichtungen, das Militärberufsförderungsgesetz 2004, das Bundesgesetz 
über die Austro Control GmbH, das Bundesgesetz über die Agentur für Passagier- und 
Fahrgastrechte, das Amateurfunkgesetz 1998, das Bundesstraßen-Mautgesetz 2002, das 
Eisenbahn-Beförderungs- und Fahrgastrechtegesetz, das Führerscheingesetz, das 
Funkanlagen-Marktüberwachungs-Gesetz, das Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996, das 
Güterbeförderungsgesetz 1995, das Klima- und Energiefondsgesetz, das Kraftfahrgesetz 
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1967, das Kraftfahrliniengesetz, das Postmarktgesetz, das Schifffahrtsgesetz, das 
Seeschifffahrtsgesetz, das Weltraumgesetz, das Patentgesetz 1970, das 
Gebrauchsmustergesetz, das Markenschutzgesetz 1970, das Halbleiterschutzgesetz und 
das Musterschutzgesetz 1990 geändert werden (2. Materien-Datenschutz-
Anpassungsgesetz 2018)  

Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ist am 25. Mai 2016 in Kraft getreten und kommt ab 
25. Mai 2018 zur Anwendung. 
Der sachliche Anwendungsbereich der DSGVO ist umfassend. Die DSGVO gilt für die ganz oder 
teilweise automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie für die nicht automatisierte 
Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert 
werden sollen. Sie gilt nicht für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen 
Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung. 
Wenngleich die DSGVO unmittelbare Geltung erlangt, bedarf sie in zahlreichen Bereichen der 
Durchführung ins innerstaatliche Recht (zB die Errichtung der Aufsichtsbehörde). Darüber hinaus enthält 
die DSGVO auch Regelungsspielräume („Öffnungsklauseln“), die fakultativ von den Mitgliedstaaten 
genutzt werden können. Während die notwendige Durchführung der DSGVO überwiegend im 
Datenschutzgesetz erfolgt, werden Öffnungsklauseln nur zu einem geringen Teil direkt im DSG geregelt. 
Aus diesen Gründen sind umfassende Änderungen im innerstaatlichen Datenschutzrecht erforderlich, die 
hinsichtlich der allgemeinen Angelegenheiten des Datenschutzes bereits durch die Erlassung des 
Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 vorgenommen wurden, im Hinblick auf die spezifischen 
Datenverarbeitungen in den jeweiligen Materiengesetzen jedoch noch nicht abgeschlossen sind. 
Dabei werden die materienspezifischen Datenschutzregelungen mit der neuen datenschutzrechtlichen 
Terminologie in Einklang gebracht sowie die sonstigen formellen und inhaltlichen Adaptierungen 
vorgenommen. Im Hinblick auf das unionsrechtliche Transformationsverbot wurden jedoch nur die 
unbedingt erforderlichen Durchführungsreglungen zur DSGVO erlassen bzw. erfolgten Abweichungen 
nur im Falle materienspezifischer Notwendigkeit. 
Gemäß Artikel 42 Abs. 5 B-VG steht dem Bundesrat betreffend die Änderung des 
Bundeshaushaltsgesetzes 2013 kein Mitwirkungsrecht zu. 
Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 28. Mai 2018 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Mag. Doris Schulz. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrätin Dr. Heidelinde Reiter mit beratender 
Stimme an den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates René Pfister, Mag. Elisabeth Grossmann 
und Stefan Schennach. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Mag. Doris Schulz gewählt. 

Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus stellt nach Beratung der Vorlage am 28. Mai 2018 mit 
Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

Wien, 2018 05 28 

 Mag. Doris Schulz Dr. Magnus Brunner, LL.M. 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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